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1. 

 Stellungnahmen von Behörden und sonstigen  
 Trägern öffentlicher Belange  

 

1.1 Der Ministerpräsi-
dent, Landespla-
nungsbehörde, Kiel 
26.08.2014 
 

Mit Beteiligungsschreiben vom 14.06.2014 übersendet das Büro 
Planwerkstatt Nord konkretisierte Planunterlagen hinsichtlich der 1. 
Änderung des Flächennutzungsplanes und der 1. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 2a der Gemeinde Fitzen für den Bereich 
„Ehemaliger Campingplatz - Auf der Claassen". 
 
Die Planung beinhaltet für das ca. 3,72 ha große Plangebiet, das 
zum größten Teil als Parkanlage und Wald ausgewiesen wird, die 
Festsetzung eines Sondergebietes mit der Zweckbestimmung Wo-
chenendhausgebiet, in dem max. 2 Wochenendhäuser mit jeweils 
max. 70 qm Grundfläche zulässig sind. 
 
Aus Sicht der Landesplanung liegt grundsätzlich die Stellungnah-
me vom 02.08.2013 vor. Zudem wurde die Planung im Rahmen 
eines Ortstermins am 18.09.2013 vor Ort erörtert. Die nun vorlie-
gende Planung berücksichtigt die Ergebnisse des Ortstermins da-
hingehend, dass die Nutzungsintensität des Plangebietes auf ein 
landesplanerisch vertretbares Maß reduziert wurde. 
 
Es wird nunmehr bestätigt, dass gegen die o. g. Bauleitplanungen 
der Gemeinde Fitzen keine Bedenken bestehen; insbesondere ste-
hen Ziele der Raumordnung den damit verfolgten Planungsabsich-
ten nicht entgegen. 
 
Diese Stellungnahme bezieht sich nur auf die Erfordernisse der 
Raumordnung und greift damit einer planungsrechtlichen Prüfung 
des Bauleitplanes nicht vor. Eine Aussage über die Förderungswür-
digkeit einzelner Maßnahmen ist mit dieser landesplanerischen Stel-
lungnahme nicht verbunden. 
Eine Kopie dieser Stellungnahme für die Gemeinde Fitzen habe ich 

Die Stellungnahme der Landesplanungsbehörde wird zur 
Kenntnis genommen und begrüßt. 
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beigefügt. 

1.2 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Kreis Herzogtum 
Lauenburg 
Fachdienst 
Regionalentwicklung 
und Verkehrsinfra-
struktur 
29.09.2014 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der Kreis Herzogtum Lauenburg bittet um Berücksichtigung folgen-
der Anregungen und Hinweise. 
 
Fachdienst Bauaufsicht (Herr Röttger, Tel. 453) 
In der Planzeichenerklärung zum Teil A sollte unter „Art und Maß 
der baulichen Nutzung“ die Höchstgrenze der Zahl der Vollgeschos-
se ergänzt werden. 
 
Fachdienst Naturschutz (Frau Penning, Tel. 326) 
1. Nach Landschaftsrahmenplan für den Planungsraum I liegt das 
Plangebiet in einem Gebiet mit besonderen ökologischen Funktio-
nen. Nördlich grenzt das Geotop Bachtal der Stecknitz-Delvenau 
(Elbe-Lübeck-Kanal) mit seitlichen Erosionskliffs an. Das Tal ist hier 
Hauptverbundachse im Schutzgebiets- und Biotopverbundsystem 
des Landes Schleswig-Holstein   
 
In ihren Landschaftsplan hat die Gemeinde Fitzen für das Plange-
biet die Darstellungen des Flächennutzungsplans übernommen 
(Sondergebiet Camping, Grünflächen, Wald). Nach Ziffer 6.2.10 des 
Textteils des Landschaftsplans ist eine bauliche Erweiterung bzw. 
Ausdehnung der Wochenendhausgebiete auf jeden Fall zu unter-
lassen. Eine entsprechende Abgrenzung im Entwicklungsplan um-
fasst die vorhandenen Wochenendhausgebiete und ist nördlich des 
Campingplatzes festgelegt. Die vorhandene Kiesgrube ist als Natur-
schutzgebiet geplant. 
 
Nach § 11 (3) Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 
(BNatSchG) i. V. m. § 7 (2) Landesnaturschutzgesetz vom 24. Feb-
ruar 2010 (LNatSchG) sind die geeigneten Inhalte der Landschafts-
pläne nach Abwägung im Sinne des § 1 Abs. 7 des Baugesetzbu-
ches als Darstellung oder Festsetzung in die Bauleitpläne zu über-
nehmen.  

 
 
 
 
Die Planzeichenerklärung wird entsprechend ergänzt. 
 
 
 
 
1. Die geäußerten Hinweise und Bedenken der UNB wer-
den zur Kenntnis genommen. 
Da bisher jedoch das grundsätzliche Recht zur Nutzung 
eines Campingplatzes mit den entsprechenden vielfältigen, 
vorwiegend negativen Wirkungen auf den Landschaftsraum 
besteht, erscheint es der Gemeinde als sehr deutliche Ver-
besserung im Sinne des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege, wenn eine Umwidmung zu einem räumlich 
und inhaltlich eng begrenzten Wochenendhausgebiet vor-
genommen wird. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Landschaftsplan wurde seinerzeit in enger Abstim-
mung mit dem Flächennutzungsplan aufgestellt. Wie je-
doch in der Begründung zur vorliegenden Planung be-
schrieben, soll die planungsrechtliche Festschreibung der 
Campingplatznutzung aufgegeben werden. 
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Gegen die Ausweisung zusätzlicher Wochenendhausgebiete und 
der damit verbundenen Verfestigung der Nutzung in dem vorliegen-
den empfindlichen Landschaftsraum bestehen grundsätzlich Be-
denken, aus Sicht des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
sollte die Darstellung von Bauflächen im Plangebiet möglichst voll-
ständig aufgegeben werden. Darauf habe ich bereits bei dem ge-
meinsamen Ortstermin am 18.09.2014 hingewiesen. Der im Plan-
gebiet zulässige Campingplatz war seit längerer Zeit nicht mehr 
genutzt, auf dem Gelände haben sich Wald, Gehölzbestände und 
gesetzlich geschützte Trockenrasen entwickelt.  
 
Gemäß Landesentwicklungsplan sind Wochenendhausgebiete als 
Ziel der Raumordnung, im Anschluss an vorhandene oder geplante 
Bauflächen vorzusehen, um einer Zersiedelung der Landschaft ent-
gegenzuwirken. 
 
 
Eine städtebauliche Begründung der Planung gemäß § 1 BauGB 
und insbesondere auch eine Prüfung von Planungsalternativen zur 
Umsetzung des Vorhabens im Geltungsbereich sind zu ergänzen. 
 
 
2. Sollte die Gemeinde die Planung unter Berücksichtigung der 
bestehenden Flächennutzungsplandarstellung, des Ursprungsbe-
bauungsplans Nr. 2a und mit dem Ziel, im Rahmen dieser 1. Ände-
rung des Bebauungsplans die Intensität der zulässigen Nutzung zu 
reduzieren, weiterbetreiben, sind die festgesetzten Grünflächen ent-
sprechend als ein Mosaik aus gehölzgeprägten und offenen natur-
nahen Grünflächen und/bzw. als Wald zu erhalten und extensiv zu 
pflegen. Dies wurde so auch beim Ortstermin besprochen. Die 
Festsetzungen im Bebauungsplan sind entsprechend zu konkreti-
sieren.  
 

Die hier vorgebrachten Bedenken sind für die Gemeinde 
nicht nachvollziehbar, insbesondere da es im vorliegenden 
Fall in Abstimmung mit der Landesplanung und dem Kreis 
lediglich um maximal zwei Wochenendhäuser geht. Es wird 
ebenfalls außer Acht gelassen, dass die Intensität der bis-
herigen bauordnungsrechtlich zulässigen Nutzungen zu-
gunsten eines Campingplatzes durch die neuen planungs-
rechtlichen Festlegungen erheblich minimiert wird. 
Eine Beeinträchtigung der ökologisch relevanten Strukturen 
ist durch die vorliegende Planung nicht zu erkennen. 
 
Wie bekannt, wurde die vorliegende Planung mit der Lan-
desplanung bereits am 18.09.2013 vorort abgestimmt. Die 
Landesplanungsbehörde hat inzwischen mit Stellungnahme 
vom 26.08.2014 mitgeteilt, dass gegen die Bauleitplanung 
der Gemeinde Fitzen keine Bedenken bestehen. 
 
Die städtebauliche Begründung der Planung wird entspre-
chend ergänzt. Hierzu wird auch eine Prüfung von Pla-
nungsalternativen im Geltungsbereich erarbeitet und in der 
Begründung beschrieben. 
 
2. Die Festsetzung zur Pflege und Entwicklung der privaten 
Grünflächen werden, soweit rechtlich möglich, konkretisiert 
und ergänzt. 
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Die maximal zulässige Größe der teilversiegelten Fläche für eine 
Zufahrt und sonstige Wege ist konkret festzusetzen. Bodenversie-
gelungen, Abgrabungen und Aufschüttungen innerhalb der Grünflä-
chen sind darüber hinaus textlich auszuschließen. 
 
 
 
 
 
Damit sich auch eine mögliche Neubebauung zukünftig in das 
Landschaftsbild einfügen wird, sind eine maximal zulässige Gebäu-
dehöhen und gestalterische Festsetzungen unbedingt zu ergänzen. 
 
 
 
 
3. Im Rahmen der vorliegenden Planung ist eine aktuelle und 
flächendeckende Biotop- und Nutzungstypenkartierung erforderlich. 
Auf der Grundlage sind die nach § 30 BNatSchG i. V. m. § 21 
LNatSchG gesetzlich geschützten Biotope (Knicks, Trockenrasen 
u.a.) sowie sonstige schutzwürdige Bereiche und Landschaftsbe-
standteile abzugrenzen. 
 
Im Zusammenhang mit der Aufnahme des Baumbestandes sind 
Einzelbäume und Baumgruppen mit Baumart sowie Stamm- und 
Kronendurchmesser zu erfassen und zu bewerten. 
 
Im Rahmen der Bestandsaufnahme sind auch die Randbereiche 
des südlich an den Plangeltungsbereich angrenzenden Gewässers 
zu berücksichtigen. 
 
 
 

Hierzu wird im Bereich der Grünfläche keine Erforderlich-
keit gesehen. Die hierfür bereits vorhandene Festsetzung 
ist ausreichend. Für das Sondergebiet wird allerdings eine 
Regelung zur Überschreitung der festgesetzten GR im Sin-
ne von § 19 Abs. 4 BauNVO aufgenommen, zumal hier 
bereits größere gepflasterte Flächen vorhanden sind. 
Vorgaben für  Abgrabungen und Aufschüttungen sind nicht 
erforderlich, da diese bereits gesetzlich reglementiert sind. 
 
Der Anregung für eine Höhenbegrenzung wird gefolgt. 
Für die Aufnahme gestalterischer Festsetzungen wird im 
vorliegenden Fall allerdings keine Erforderlichkeit gesehen, 
weil die vorhandenen bzw. möglichen baulichen Anlagen 
von öffentlichen Wegen oder Straßen nicht einsehbar sind 
und somit für das Ortsbild nicht erlebbar sind. 
 
3. Über die bereits erfolgte Kartierung im Rahmen des Ar-
tenschutzes sind auch geschützte Biotope bekannt. Diese 
werden im B-Plan gekennzeichnet.  
 
 
 
 
Von dem Vermessungsbüro, das die Plangrundlage erstellt 
hat, wurde der überwiegende Teil der Bäume aufgenom-
men. Eine vollständige Erfassung jedes vorhandenen 
Baumes mit Stamm- und Kronendurchmesser ist absolut 
nicht erforderlich. Auch für eine besondere Bestandsauf-
nahme der Randbereiche des südlich angrenzenden Ge-
wässers wird von der Gemeinde keine Notwendigkeit 
gesehen, da Auswirkungen durch diese B-Planänderung 
nicht zu erkennen sind. 
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Ich weise darauf hin, dass nach § 30 (2) BNatSchG Handlungen, 
die zu einer Zerstörung oder einer sonstigen erheblichen Beein-
trächtigung gesetzlich geschützter Biotope führen können, verboten 
sind. Die untere Naturschutzbehörde kann von den Verboten des § 
30 (2) BNatSchG auf Antrag eine Ausnahme erteilen oder eine Be-
freiung gewähren. 
Die gesetzlich geschützten Biotope sind in den Bebauungsplan 
nachrichtlich zu übernehmen. Andernfalls ist im Zusammenhang mit 
der Planung von einer Zerstörung oder einer sonstigen erheblichen 
Beeinträchtigung der Biotope auszugehen und diese sind an ande-
rer Stelle auszugleichen. 
 
4. Schutzgut Tiere/Artenschutz 
Die gutachterliche Stellungnahme im Hinblick auf den gesetzlichen 
Artenschutz gemäß § 44 (1) BNatSchG zur 1. Änderung des Be-
bauungsplans Nr. 2a für das Gebiet „Ehemaliger Campingplatz auf 
der Claasen“ ist dann ausreichend, wenn darüber hinaus durch ge-
eignete Festsetzungen im Bebauungsplan eine Beschädigung oder 
Zerstörung von vorhandenen Lebensstätten oder das Töten von 
Tieren und damit das Eintreten der Verbote des § 44 (1) BNatSchG 
i.V. m. § 44 (5) BNatSchG vermieden werden kann. 
 
Andernfalls halte ich im Zusammenhang mit der Aufstellung der 1. 
Änderung des Bebauungsplans Nr. 2a auf Grundlage einer Potenzi-
alabschätzung eine Erfassung und Bewertung der Gruppen der 
Brutvögel, der Fledermäuse, der Amphibien und der Reptilien im 
gesamten Plangeltungsbereich für erforderlich, ggf. unter Berück-
sichtigung angrenzender Bereiche.  
 
Ich bitte zu prüfen, ob vorhandene Baumhöhlen auch geeignete 
Lebensstätten für den Rauhfußkauz darstellen können. 
 
Bei dem vorliegenden Planverfahren ist das Eintreten der Verbote 

Aus Sicht der Gemeinde ergäbe sich bei Nicht-Festsetzung 
der geschützten Biotope nicht folglich die Zerstörung dieser 
Lebensräume. 
 
Dies gilt vor allem deshalb, da nahezu der komplette Be-
reich als Grünfläche festgesetzt ist und hier ohnehin bauli-
che Anlagen jeglicher Art ausgeschlossen sind.Im Zusam-
menhang mit der vorliegenden Planung ist nicht von einer 
Zerstörung oder einer sonstigen erheblichen Beeinträchti-
gung der Biotope auszugehen.  
 
 
 
Die Bestimmungen des BNatSchG zum Artenschutz wer-
den im ausreichenden Umfang in das B-Plan-Verfahren 
eingebracht. Da durch die Festsetzungen des B-Plans le-
diglich bauliche Maßnahmen auf baulich bereits genutzten 
Flächen stattfinden werden und der Umbau des waldarti-
gen Baumbestandes zu einem parkartigen keine negativen 
Auswirkungen im Sinne des Artenschutzes gem. § 44 
BNatSchG  befürchten lässt, erscheint der Gemeinde der 
Umfang der Behandlung für das Bauleitplan-Verfahren als 
ausreichend. 
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des § 44 (1) BNatSchG für die genannten Tiergruppen nachvoll-
ziehbar zu prüfen. Dabei sind die Vorgaben des § 44 (5) BNatSchG 
zu berücksichtigen. 
Hinsichtlich der Anforderungen an die erforderliche artenschutz-
rechtliche Prüfung verweise ich auf die Neufassung 2013 der Ar-
beitshilfe zur Beachtung des Artenschutzrechtes bei der Planfest-
stellung des Landesbetriebs Straßenbau und Verkehr Schleswig-
Holstein. 
 
Ich weise darauf hin, dass die „Privilegierung“ des § 44 (5) 
BNatSchG nur dann gilt, wenn für die lediglich besonders geschütz-
ten Arten insbesondere zumutbare Vermeidungsmaßnahmen im 
Rahmen der Eingriffsregelung vorgesehen sind.  
 
5. Die beiden vorhandenen Gebäude liegen im Waldabstandstrei-
fen nach § 24 Landeswaldgesetz. Das Einvernehmen der unteren 
Naturschutzbehörde nach § 9 (2) LWaldG zu der geplanten Um-
wandlung einer Waldfläche zur Herstellung eines ausreichenden 
Waldabstandes im Norden des Plangebiets stelle ich für den Fall in 
Aussicht, dass zur Wiederherstellung der gestörten Funktionen und 
Werte eine Ersatzfläche aufgeforstet wird (trocken-warme Standort-
bedingungen). Die artenschutzrechtlichen Vermeidungs- und Aus-
gleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) sind außerdem zu beach-
ten. 
 
Die betreffende Fläche ist naturnah, als gehölzgeprägte, trockene 
Gras- und Staudenflur zu entwickeln und extensiv zu pflegen.  
 
Die vorhandenen Waldflächen sind ansonsten komplett im Bebau-
ungsplan festzusetzen. 
 
6. Auf dem Gelände des ehemaligen Campingplatzes befinden 
sich prägende, erhaltenswerte Gehölzbestände, Baumgruppen und 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5. Der erforderliche Ersatz für die zu entnehmenden Wald-
bestände zwecks Umbaus in eine parkartige Gehölzfläche 
wird im Rahmen des B-Plan-Verfahrens entwickelt und 
dem Eingriff zugeordnet. Ein entsprechender Ausgleich ist 
als Ausgleichszahlung nach Maßgabe des Landeswaldge-
setzes und der zuständigen Forstdienststelle vorgesehen. 
 
Artenschutzrechtlichen Vermeidungs- und Ausgleichsmaß-
nahmen (CEF-Maßnahmen) werden beachtet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
6. In der Regel sind Baumbestände Bestandteile von Grün-
flächen. Eine gesonderte Festsetzung dieser Elemente im 
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Einzelbäume (Birke, Kiefer u.a.), die möglichst in der Planzeichnung 
zum Erhalt festzusetzen sind. 
 
 
 
 
 
7. Der Campingplatz (mit 100 Plätzen) ist mit Bescheid vom Juni 
1979 (Az.: 61/3-6.4/34) genehmigt worden. 1982 wurde außerdem 
eine Genehmigung für 60 Einheiten Wintercamping erteilt (Az.: 
61/3-6.4/34), wobei nicht festgelegt worden ist, welche Standplätze 
für das Zelten außerhalb der Saison dienen sollten. 
 
Im Zusammenhang mit der vorliegenden Planung ist von dem neu-
en Grundeigentümer gegenüber der Genehmigungsbehörde zu er-
klären, dass die Campingplatznutzung mit Inkrafttreten des Bebau-
ungsplans aufgegeben wird. Entsprechende Anlagen und Einrich-
tungen sind zurückzubauen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
8. Auf den gemeinsamen Erlasses des Innenministeriums und des 

Ministeriums für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und 
ländliche Räume vom 09.12.2013, Verhältnis der naturschutz-

B-Plan-Bereich erscheint der Gemeinde nicht erforderlich. 
Der zweite Satz zur Festsetzung für die Grünfläche wird 
wie folgt präzisiert: 
"Die festgesetzte Grünfläche ist als Parkanlage in der vor-
handenen abwechselungsreichen Struktur aus Gehölzen 
und offenen Flächen zu erhalten." 
 
7. Der Sachverhalt ist bekannt. 
 
 
 
 
 
Die Nutzung als Campingplatz wird seit Jahren nicht mehr 
ausgeübt. Eine Wiederaufnahme der Nutzung als Cam-
pingplatz ist nicht beabsichtigt und zudem nach Rechtskraft 
dieses Bebauungsplanes ausgeschlossen. Für eine Erklä-
rung des Eigentümers wird deshalb keine Erfordernis ge-
sehen. 
Ein Rückbau sämtlicher Anlagen und Einrichtungen des 
Campingplatzes (wie z.B. mehrere 100 m lange elektrische 
Leitungen und Wasserleitungen) wäre aus naturschutz-
rechtlichen Gründen kontraproduktiv und wäre gleichzuset-
zen mit einem umfangreichen Eingriff in Boden, Landschaft 
und Natur. Die Forderung ist unverhältnismäßig. Es wird in 
dem Zusammenhang darauf hingewiesen, dass das Ge-
lände nach Aufgabe der Campingplatznutzung bereits von 
zahlreichen Müllplätzen, Unterständen und Zäunen ge-
räumt wurde. 
 
10. Der zitierte Erlass wird berücksichtigt. 
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rechtlichen Eingriffsregelung zum Baurecht, einschließlich der 
Anlage, Amtsbl. Schl.-H. 2913, S. 1170 weise ich hin, die dorti-
gen Bestimmungen sind zu berücksichtigen. 

 
Städtebau und Planungsrecht: 
Vor dem Hintergrund, dass sich die Nutzungsintensität im Vergleich 
zur derzeitig zulässigen Campingplatznutzung reduziert und ein 
Großteil des bisherigen Sondergebiets als Grünfläche/Parkanlage 
dargestellt wird, kann die vorliegende Planung aus Sicht des Fach-
dienstes Regionalplanung mitgetragen werden. 
 
In der Begründung sollte unter Punkt 3 „Planungsanlass und Planer-
fordernis“ der städtebauliche Aspekt der Planung (Rücknahme gro-
ßer Teile der Bauflächen, Reduzierung der Nutzungsintensität, Dar-
stellung von Grünflächen etc.) noch stärker hervorgehoben werden. 
Bebauungswünsche des Eigentümers sollten in der Begründung 
noch deutlicher in den Hintergrund treten. Dies gilt im vorliegenden 
Fall besonders, weil der Siedlungszusammenhang nicht gegeben 
ist. 
 
Die Erläuterung des Planzeichens „eingeschossige Bebauung“ soll-
ten in der Legende ergänzt werden. 
 
Der vorhandene Knick ist in der Legende unter „nachrichtliche 
Übernahmen“ zu führen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
Diese Auffassung wird ausdrücklich begrüßt. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Anregung wird berücksichtigt. Punkt 3 der Begründung 
wird redaktionell überarbeitet und ergänzt. 
 
 
Die Planzeichenerklärung wird ergänzt. 
 
 
Der Hinweis wird berücksichtigt. 
 

1.3 Archäologisches 
Landesamt, 
Schleswig, 
04.09.2014 

Wir können zurzeit keine Auswirkungen auf archäologische Kultur-
denkmäler durch die Umsetzung der vorliegenden Planung feststel-
len. Daher haben wir keine Bedenken. 
Wenn während der (Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfär-
bungen entdeckt werden, ist die Denkmalschutzbehörde unverzüg-
lich zu benachrichtigen und die Fundstelle bis zum Eintreffen der 
Fachbehörde zu sichern. Verantwortlich hier sind gem. § 14 DSchG 
der Grundstückseigentümer und der Leiter der Arbeiten. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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1.4 Landwirtschafts-
kammer,Rendsburg,0
3.09.2014 

Es werden weder Anregungen noch Bedenken vorgebracht. Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

1.5 Landesamt für Land-
wirtschaft, Umwelt 
und ländliche Räume 
LLUR, Untere Forst-
behörde Mölln, 
28.08.2014 

Durch die Ausweisung in den Planunterlagen wird Waldfläche zur 
Schaffung des erforderlichen Waldabstandes nach § 24 Landes-
waldgesetz in Anspruch genommen. Unter Berücksichtigung der 
erfolgten Gespräche und der Flächenausweisung im rechtskräftigen 
F-Plan wird der Inanspruchnahme von Wald grundsätzlich zuge-
stimmt und die Waldumwandlungsgenehmigung nach § 9 Landes-
waldgesetz forstbehördlicherseits in Aussicht gestellt. Auf das erfor-
derliche Einvernehmen der unteren Naturschutzbehörde nach § 9 
Abs. 2 Landeswaldgesetz weise ich hin. 
 
Im weiteren Planverfahren ist die in Anspruch genommene Waldflä-
che flächenmäßig genau zu ermitteln. Zum Ausgleich der nachteili-
gen Folgen der Waldumwandlung ist eine Fläche aufzuforsten, die 
nicht Wald ist und dem umzuwandelnden Wald nach Lage, Beschaf-
fenheit und künftiger Funktion gleichwertig ist oder werden kann 
(Ersatzaufforstung). Näheres hierzu regelt die vor Rechtskraft des 
Bebauungsplanes bei der unteren Forstbehörde durch den Waldei-
gentümer zu beantragende und im Verfahren nachzuweisende 
Waldumwandlungsgenehmigung nach § 9 Landeswaldgesetz. Das 
Umwandlungsverfahren ist vor Rechtskraft des Bebauungsplanes 
abzuschließen, da die Schaffung eines ausreichenden Waldabstan-
des Grundvoraussetzung für die geplanten Baugrenzen ist. 
 
Die außerhalb der Baugrenzen und innerhalb des Waldabstands-
streifens liegenden baulichen Anlagen sind als künftig fortfallend zu 
kennzeichnen. 
 
Durch die Festsetzung der Baugrenzen wird der 30 m – Abstand 
(Waldschutzstreifen) gem. § 24 Absatz 1 Landeswaldgesetz zum 
nördlich angrenzenden Wald unterschritten. Die Voraussetzungen 
für eine Unterschreitung des Regelabstandes sind unter Berücksich-

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die nebenstehenden Hinweise werden berücksichtigt. 
 
Ein Antrag auf Waldumwandlung wird in Kürze gestellt. Ein 
entsprechender Ausgleich ist als Ausgleichszahlung nach 
Maßgabe des Landeswaldgesetzes und der zuständigen 
Forstdienststelle vorgesehen. 
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tigung des gemeinsamen Runderlasses des Innenministeriums und 
des Ministeriums für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und 
ländliche Räume vom 30.08.2013 gegeben. Der angrenzende Wald 
ist auf Grund des Unterstandes als unterdurchschnittlich brandge-
fährdet zu beurteilen und von einer verminderten Standfestigkeit der 
Bäume ist bei der vorhandenen standortgerechten Bestockung nicht 
auszugehen. Auch die Punkte 4.3 (Walderhaltung), 4.4 (Waldbe-
wirtschaftung) und 4.5 (Naturschutz) des gemeinsamen Runderlas-
ses werden durch eine Abstandsunterschreitung nicht wesentlich 
berührt. Ein Abstand zum verbleibenden Wald von 25 m kann daher 
forstbehördlicherseits als ausreichend angesehen werden und das 
forstbehördliche Einvernehmen nach § 24 Absatz 2 Landeswaldge-
setz kann hierzu erteilt werden. 
 
Die Darstellung der Waldfläche im Nordwesten des Plangeltungsbe-
reiches ist unvollständig. Auf dem Ortstermin vom 24.10.2013 wur-
de festgestellt, dass die Waldfläche in diesem Bereich bis zum hier 
verlaufenden Fußweg zwischen Bebauung und der Straße „Auf der 
Claassen“ reicht. Die Walddarstellung ist entsprechend zu ergän-
zen, für evtl. erforderliche Abgrenzungen stehe ich gern zur Verfü-
gung. 
 
Auf das freie Betretungsrecht des Waldes nach § 17 Abs. 1 Lan-
deswaldgesetz weise ich hin. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nach inzwischen erfolgter erneuter Überprüfung und Ab-
stimmung mit der unteren Forstbehörde wurde die darge-
stellte Waldfläche im Nordwesten nochmals angepasst. 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 


